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Drucksache IV/1198 


Der Bundesminister für Verkehr 

StV 8 - 2212-a- 8 Bd/63 


Bonn, den 23. April 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Regelmäßige Überwachung der Kraftfahrzeuge und 
Anhänger 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller-Hermannr 
Lemmrich, Eisenmann, Rademacher und Genossen 
— Drucksache IV/1178 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Eine amtliche technische Überwachung der Kraftfahrzeuge und 
Anhänger ist notwendig, um den verkehrssicheren Zustand der 
Fahrzeuge zu gewährleisten. Bis zum 31. Dezember 1960 galten 
für die Überwachung der Kraftfahrzeuge folgende Fristen: 

1. für Krafträder, Personenkraftwagen 

und Kombinationskraftwagen alle 2 Jahre, 

2. für Lastkraftwagen, zulassungs- 

pflichtige Anhänger und zulassungs- 
pflichtige Zugmaschinen jährlich. 

Verschärfte Bestimmungen galten für die Überwachung der 
Kraftomnibusse und Kraftomnibusanhänger. Bei diesen Fahr- 
zeugen war jährlich eine Hauptuntersuchung und alle 2 Monate 
eine Zwischenuntersuchung durchzuführen. 

Durch die Verordnung zur Änderung von Vorschriften des 
Straßenverkehrsrechts vom 7. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 485) wurde der § 29 StVZO neugefaßt und durch die Anlage 
VIII zur StVZO, die die technische Überwachung eingehend 
regelt, ergänzt. Danach sind in folgenden Zeitabständen Haupt- 
untersuchungen der Kraftfahrzeuge durchzuführen: 

1. Fahrzeuge, die der Personenbeförde- 

rung dienen, mit mehr als 8 Fahr- 
gastplätzen jährlich, 

2. Personenkraftwagen und Krafträder 

zur gewerbsmäßigen Vermietung an 
Selbstfahrer jährlich. 
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3. Kraftdroschken und Mietwagen 

sowie Krankenwagen jährlich, 

4. Lastkraftwagen und zulassungspflich- 
tige Anhänger jährlich, 

5. zulassungspflichtige Zugmaschinen mit 
einer durch die Bauart bestimmten 
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 

20 km/h jährlich, 

5. Personenkraftwagen, Kombinations- 
kraftwagen, Krafträder und sonstige 
Fahrzeuge, die nicht von den Num- 
mern 1 bis 5 erfaßt werden, alle 2 Jahre. 


Bei gewissen Kraftfahrzeugen verdoppelt sich die Frist, wenn 
der Halter sein Fahrzeug in bestimmten Abständen freiwillig in 
einer amtlich anerkannten Kraftfahrzeugwerkstatt untersuchen 
und festgestellte Mängel beseitigen läßt. 


Neben der Hauptuntersuchung wurden nach der neuen Anlage 

VIII zur StVZO bei 

1. Fahrzeugen, die der Personenbeförderung dienen, mit mehr 
als 8 Fahrgastplätzen, 

2. Personenkraftwagen und Krafträdern zur gewerbsmäßigen 
Vermietung an Selbstfahrer, 

3. Lastkraftwagen und zulassungspflichtigen Anhängern mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht von 9 t oder mehr, 

4. Zugmaschinen mit einer Motorleistung von 55 PS und mehr, 
wenn ihre durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindig- 
keit mehr als 40 km/h beträgt, 

Zwischenuntersuchungen vorgeschrieben, die in Abständen von 

3 Monaten durchzuführen sind. Des weiteren wurde für folgen- 
de Fahrzeuge mit Druckluft- oder Druckluft-Hydraulik-Brems- 

system eine jährliche Bremsensondemntersuchung eingeführt: 

1. Fahrzeuge, die der Personenbeförderung dienen, mit mehr 
als 8 Fahrgastplätzen, 

2. Lastkraftwagen und zulassungspflichtige Anhänger, wenn 
das zulässige Gesamtgewicht 9 t und mehr beträgt, 
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3. Zugmaschinen mit einer Motorleistung von 55 PS und mehr, 
wenn deren durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindig- 
keit mehr als 40 km/h beträgt. 
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Die Einführung der Zwischenuntersuchung und Bremsensonder- 
untersuchung bei diesen Fahrzeugarten war aus Gründen der 
Verkehrssicherheit notwendig. Technische Mängel an Kraft- 
fahrzeugen hatten zahlreiche schwere Unfälle zur Folge, bei de- 
nen Menschenleben zu beklagen waren. Die Zwischenuntersu- 
chungen sollen sicherstellen, daß der Fahrzeughalter in be- 
stimmten Abständen sein Fahrzeug in einer geeigneten Werk- 
statt untersuchen und Mängel beseitigen läßt. Die Bremsen- 
sonderuntersuchungen stellen eine Ergänzung der Hauptunter- 
suchung dar. Bei der Hauptuntersuchung ist eine eingehende 
Prüfung des Bremssystems nicht möglich. 

Die Neufassung des § 29 StVZO und die Einführung der An- 
lage VIII zur StVZO durch die Änderungsverordnung vom 
7. Juli 1960 hat für 78% aller zulassungspflichtigen Kraftfahr- 
zeuge die Anzahl der Untersuchungen nicht erhöht. Dies gilt 
insbesondere für Personenkraftwagen, Kraftomnibusse und 
Krafträder. Betroffen wurden im wesentlichen die schweren 
Lastkraftv/agen, Anhänger und Zugmaschinen, 

Bedingt durch den schnell wachsenden Kraftfahrzeugbestand 
und durch die in den Kraftfahrzeugwerkstätten herrschende 
Personalknappheit hat die Einhaltung der mit der Änderungs- 
verordnung vom 7. Juli 1960 eingeführten Fristen für Zwischen- 
untersuchungen zu Schwierigkeiten geführt. Um diesen Schwie- 
rigkeiten abzuhelfen, ist beabsichtigt, durch eine Neufassung 
der Nummer 9 der Anlage VIII zur StVZO die Zeitabstände 
für Zwischenuntersuchungen bei schweren Lastkraftwagen, 
Anhängern und Zugmaschinen auf ein halbes Jahr zu erweitern, 
wobei die Hauptuntersuchung eine Zwischenuntersuchung er- 
setzt. Die Regelung für die Bremsensonderuntersuchung bleibt 
jedoch bestehen, da auf diese Untersuchung aus Gründen der 
Verkehrssicherheit nicht verzichtet werden kann. Künftig 
werden jährlich bei Lastkraftwagen, Anhängern und Zugmaschi- 
nen eine Hauptuntersuchung, eine Zwischenuntersuchung und 
eine Bremsensonderuntersuchung durchzuführen sein. Eine 
weitere Vereinfachung ist nicht vertretbar. 

Die entsprechende Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung ist vorbereitet und wird in Kürze dem Bundesrat zur 
Zustimmung vorgelegt werden. 

Die nach der Neufassung der Nummer 9 der Anlage VIII zur 
StVZO vorgeschriebenen Untersuchungen stellen für die Halter 
der betroffenen Kraftfahrzeuge keine besondere Belastung dar. 
Die Durchführung derartiger Untersuchungen gehört zur ord- 
nungsgemäßen Wartung der Fahrzeuge. Von den Erfahrungen 
der nächsten Jahre wird es abhängen, ob die vorgesehene ver- 
einfachte Regelung im Hinblick auf die Verkehrssicherheit be- 
stehenbleiben kann. 


Seebohm 


3 



